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erun rtgeſede lieg ntrag des Abg Auer Soz vor auf
Beſeitigung der dreizehnwöchigen ar i für dieZahlung 2 Unfallsrente auf Anrechnung auch der etwa be
ogenen Unfallsrente neben dem Arbeitsverdienſte auf die den
interbliebenen eines Verunglückten zu zahlende Rente auf
nfallverſicherung der Strafgefangenen ſowie auf Beſtrafung

der Arbeitgeber die ihre Beitragspflicht auf die verſichertenArbeiter abzuwälzen verſuchen

Abg Mötller nl wünſcht die Errichtung eines Muſeums für
Muſtereinrichtungen betreffend die Unfallverhütung

Staatsſekretär v Boetticher vexjpricht in dem Neubau für
das Reichsverſicherungsamt dieſem Wunſche Folge zu geben

Abg Grillenberger Soz begründet den Antra Auer
Hinweis auf die Mißſtände die ſich in der Praxis des Unfa F
verſicherungsgeſetzes herausgeſtellt hätten Wie man die Aus
dehnung des Geſetzes auf das Handwerk geſtalten ſolle wiſſe
man wohl ſelbſt höheren Orts noch nicht Redner bemängelt
dann daß das Reichsverſicherungsamt bei der Nachwahl der
Beiſitzer über die Geſetzesbeſtimmungen hinausgegangen ſei ein
Beweis wie dringend nothwendig eine Aenderung des Geſetzes
ſei Nachdem dieſe Ungeſetzmäßigkeit geſchehen ſei eigentlich jede
Entſcheidung des Verſicherungsamtes geſetzlich anzufechten Zu
ſtimmung Von freiſinniger Seite ſei eine verzweigte Agitation
gegen das Geſetz eingeleitet worden unter dem Voxwande daß
dieſes Geſetz die Begehrlichkeit der Maſſen wecke Seine Partei
könne dieſer Agitation keineswegs zuſtimmen aber eine Ver
beſſerung des Geſetzes müſſe auch er fordern So ſei jetzt durch
den Bundesrath angeordnet worden daß man das Datum auf
die Marke ſetzen könne dies könne leicht ſeitens der Fabrikanten
zu einer Kennzeichnung der Arbeiter benutzt werden und ſei
ungefſetzlich

Staatsſekretär v Boetticher Der Vorredner hat mir den
Vorwurf der Ungeſetzlichkeit gemacht ich nehme ihm das nicht
übel denn im ganzen hat er gegen ſonſt ſehr wohlwollend
geſprochen Heiterkeit Es liegt in dem angezogenen Falle aber
gar keine Ungeſetzlichkeit vor der Bundesrath und der Reichstag
tagte damals nicht und es ſind einfach praktiſche Gründe geweſen
die zu jenen Nachwahlen geführt haben Eine Vorlage über die
Ausdehnung der Unfallverſicherung wird bereits ausgearbeitetund wird Shnen in nächſter Seſſion zugehen Redner wendet

ſich dann zu dem Antrage Auer und führt aus daß für die
Aendernng der Karenzzeit kein Bedürfniß vorliege Er habe ſichdarüber gewundert daß ein Geſetz von ſo großer Tragweite ſich

ſo glücklich habe durchführen laſſen Lachen er könne die Anſicht
daß das Geſetz unpopulär ſei nicht theilen Die in der Preſſe
und in Verſammlungen gerügten Mängel ſeien freilich ſchwer
abzuſchaffen aber deswegen dürfe man doch nicht zu der For
derung der Abſchaffung des Geſetzes kommen Die Verbeſſerungs
bedürftigkeit des Geſetzes erkenne er an aber eine Abſchaffung
deſſelben ſei undenkbar Beifall rechts

Abg Frhr v Stumm Reichsp erklärt ſich mit den drei
erſten Forderungen des Antrags Auer einverſtanden dagegen
ſei er gegen die letzte Forderung da bisher doch noch niemals
eine Abwälzung der Verpflichtungen eines Arbeitgebers auf ſeine
Arbeiter nachgewieſen ſei

Hierauf wird die weitere Berathung auf Montag 11 Uhr
vertagt

Schluß 496 Uhr
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Auf der Tagesordnung ſteht zunächſ die erſte Berathung des
Geſetzentwurfs betr die Koſten königlicher Polizeiverwal
tungen in Stadtgemeinden

Abg Dr Laugerhans dfr Es kann nicht geleugnet werden
daß es an der Zeit war die Polizeikoſten in Städten mit könig
icher Polizeidirektion anderweitig zu ordnen Die bisherigen
Beſtimmungen waren in verſchiedenen Städten außerordentlich
verſchieden und die zwiſchen Staat und Gemeinde abgeſchloſſenen
Verträge wie z B die in Berlin wurden vielfach in einer Weiſe

ausgelegt die zu mannigfachen Streitigkeiten und Unzuträglich
keiten Anlaß gab Der Miniſter ſelbſt ſpricht ſich ja dafür aus
daß gewiſſe Zweige der Wohlfahrtspolizei den Städten überlaſſen
werden und meint die meiſten Städte würden den Autrag bei
der Regierung ſtellen Aber die Regierung kann nach dem vor
liegenden Entwurf dieſe Polizeiverwaltung jeder Zeit wieder
nehmen Welche größere Gemeinde wird ſich darauf einlaſſen
wenn die Regierung ihr z B die Geſundheitspolizei überträgt
alle die koſtſpieligen Einrichtungen zu treffen Krankenanſtalten
Desinfektionsanſtalten uſw einzurichten auf die Gefahr hin
daß ihr die Verwaltung derſelben in kürzeſter Zeit wieder ge
nommen wird Weshalb überträgt man den Städten nicht ein
fach die Wohlfahrtspolizei vollkommen Was hat es für einen
Sinn wenn eine Gemeinde in geſundheitlicher Beziehung für
Krankenanſtalten Desinfektionsanſtalten ſorgt daß die Regierundann noch Einſpruch erheben und Vorſchriften machen tannd
Dieſe Dinge intereſſiren die Gemeinden am meiſten dieſe kennen
die Verhältniſſe am beſten und deswegen muß ihnen auch die
ganze Sache überlaſſen werden Die Erfahrungen lehren ja daß
die Geſundheitseinrichtungen der Städte ſich vorzüglich bewährt
haben So iſt es auch mit anderen Woblfahrtseinrichtungen mit
der Baupolizei uſw Es iſt auch ein großer Fehler daß der
Polizei die Exekutive in den Strafen für Schulverſäumniſſe über
laſſen wird Dieſe Strafen können nicht tyranniſch unumſtößlich
feſtgeſetzt werden ſondern müſſen in jedem einzelnen Falle mit
einem gewiſſen väterlichen Sinne beſonders geprüft werden Die
meiſten Städte mit königlicher Polizeiverwaltung müßten von der
königlichen Polizeidirektion eximirt werden weil bei den meiſten
gar keine Gründe erſichtlich ſind warum eine königliche Polizei
verwaltung in ihnen beſteht Den vielen Polizeiverordnungen
die in die Verhältniſſe der Selbſtverwaltung ren muß ein
Riegel vorgeſchoben werden Wenn die Regierung ſich entſchlöſſe
die ganze Wohlfahrtspolizei den Städten zu überlaſſen würde ſie
doch immer noch das Recht der Staatsaufſicht haben Es iſt be
dauerlich daß die Vorlage ſich nur auf eine Koſtenvertheilung für
die Polizeiverwaltung bezieht Es würden ſich durch einfache
Uebertragung der ganzen Verwaltung an die Städte die Koſten
auch erheblich niedriger ſtellen

Von einer ausgleichenden Gerechtigkeit in dem Entwurf kann ich
nichts finden Zwei Städte ſind zu den Koſten außerordentlich
billig herangezogen die eine eine ſehr e Stadt weil dort ein

roßer centraler Verkehr herrſche und weil dort vor kurzem ein
olizeidienſtgebäude errichtet ſei Beides trifft aber in gleicher
eiſe auch für Berlin zu Jn Berlin hat man bei der An

rechnung der Zinſen für das Dienſtgebäude nur einen Werth des
Grund und Bodens von 5 Millionen in Anrechnung gebracht
während ſein wirklicher Werth 8 Millionen beträgt Der Miniſter
hat einfach willkürlich eine geometriſche Reihe nach der Größe
der Städte angenommen und ſo einfach die Koſtenvertheilung
y nen Berlin kommt dabei außerordentlich ſchlecht weg
Bedenken Sie daß Berlin das 80 Millionen für ſeine Kanaliſation

ausgegeben hat nun noch 100 Millionen für die Kanaliſation der
Pororte wird zahlen müſſen während dieſe Vororte doch nicht

men 4 h een e

Nachtwächter jährlich nur 600

Punkten mit den vorjährigen Beſchlüſſen des

ihrnene werden können e Lrnner Polizei wird auch
hr viel anderwärts im Lande verwendet O Lntoeckung von

rbrechen werden berliner Kriminalkommiſſare abdeputirt für
ſtaatliche Zwecke z B wenn eine hohe Perſönlichkeit das Land

rt werden berliner Schutzleute verwandt die militäriſcheni ungen in der Stadt die doch im ſtaatlichen ntereſſe liegen
erfordern ein polizeili Aufgebot Und dazu ſchicken Sie uns

ü re Verbrecher nach Berlin damit ſie ſich hierLenuhe uhg J iterkeit Jch habe die Hoffnung nicht d

olizei auf die Städte erfüllt werden wird aber dieSe v be ich daß die Laſten für Berlin etwas erniedrigt
werden bin ja damit einverſtanden daß die Beiträge für
die Reſidenzſtädte etwas höher bemeſſen werden als im vor
jährigen Etat aber ich bitte ſie nicht ſo hoch zu belaſſen wie ſie
in dieſem Entwurf vorgeſehen ſind Beifall links

Abg v Eynern ul Der Wunſch des Vorredners nach einer
Herabminderung der Beiträge für die Stadt Berlin läßt es ſo
erſcheinen als ob es ſich für den Staat nur um hohe Einnahmen
handelte nicht aber auch um hohe Ausgaben Von den 22 Städten
die ſich einer königlichen Polizeidirektion erfreuen ſind die 21 Städte
gegenüber Berlin in einem gewiſſen Nachtheil und in noch
rößerem Nachtheil befinden ſich die Städte mit rein ſtädtiſcher
zolizeiverwaltung die ihre Polizeikoſten durch kommunale Um

lagen decken Eine Reviſion des bisherigen Zuſtandes
war durchaus geboten und die vorgelegte Reviſion hat viele Vor
züge vor dem vor zwei Jahren vorgelegten Entwurf Namentlich
iſt die Abänderung des Nachtwachtdienſtes als eine Beſſerung zu
begrüßen Das jetzige Syſtem wie es z B in Berlin beſteht
führt zu einer unzeitigen Sparſainkeit So erhält in Berlin jeder

Berlin thut in dieſer Be
ziehung ſeine Pflicht nicht Das Mehr das durch die neue Bei
tragserhebung in die Staatskaſſe fließt wird dem Intereſſe der
allgemeinen Vandesſicherheit zugute kommen alſo einen Akt der
ausgleichenden Gerechtigkeit bedeuten Wenn ein Theil der Gelder
zur Vermehrung der Gendarmerie verwendet werden wird ſo
kann das nur als ein ſehr glücklicher Gedanke bezeichnet werden
Ebenſo glücklich iſt die Dreitheilung der Städte nach der Anzahl
der Einwohner gegenüber der Zweitheilung der früheren Vor
lage Für eine Uebertragung gewiſſer Zweige der Wohlfahrts
polizei an die Städte hat ſich in vielen Fällen gar kein Bedürfniß
herausgeſtellt eine Reihe von Städten z B Königsberg hat es
geradezu abgelehnt einen dieſer Zweige zu übernehmen Doch
wird ſich darüber in der Kommiſſion reden laſſen Jm ganzen
entſpricht die Vorlage den Wünſchen des Hauſes und den An
regungen deſſelben

Abg Eberty dfr Die Kommiſſion wird an der Vorlage
ſehr viel ändern müſſen wenn ſie wirklich der ausgleichenden
Gerechtigkeit entſprechen ſoll Herr v Puttkamer war in Ba
auf die Verwaltung der Polizei anderer Meinung als Ab
geordneter v Eynern Er hielt die königliche Polizeiverwaltung
nicht für ein Privileg der Städte ſondern für im ſtaatlichen
Intereſſe geboten Dieſe Vorlage mit ihrer großen Mehr
belaſtung Berlins iſt eine entſchiedene Verſchlechterung des bis
herigen Zuſtandes Berlin ſoll an Polizeikoſten allein 11 Proz
ſeines geſammten Steuereinkommens bezahlen Was dem
Steuerzahler hier mehr aufgebürdet wird kann für Wohlfahrts
einrichtungen die zur Herſtellung des ſozialen Friedens dienen
ſollen nicht aufgewendet werden Die Verhältniſſe in Berlin
liegen ganz beſonders Jch ſpreche hier aber nicht als Vertretervon Berlin ſondern als Abgeordneter der die geſamten
Landesintereſſen vertritt Und als ſolcher frage ich Empfiehlt
es ſich den Sprung von 50 M auf 50 M zu machen Jn
Berlin nimmt die Bevölkerung nach der Peripherie hin immer
zu und die Zunghme iſt außerordentlich im Umkreiſe von einer
Stunde um Berlin Die Umgegend von Berlin hat im letzten
Luſtrum um 64 Proz die Stadt ſelbſt um 20 Proz zugenommen
Die Verhältniſſe werden es unvermeidlich dahin bringen daß
wir unſer Weichbild das jetzt 6600 ha beträgt auf 21,000 ha
vergrößern und einen Bevölkerungszuwachs von 200,000 in
5 Jahren 300,000 Köpfen erhalten Alſo in einem Augenblick
wo wir genölhigt ſein werden unſer Weichbild um das Dreifache
zu vergrößern wo wir infolgedeſſen allein für die Entwäſſerung
den ſtädtiſchen Kredit um wenig geſagt 80 Mill M werden
anſpannen müſſen in einem Augenblicke wo alle Anſprüche an
unfer Gemeindeweſen wachſen da wird uns progreſſiv in doppelter
Beziehung eine Vermehrung der Polizeikoſten um 80 Proz
gegenüber der vorjährigen Vorlage zugemuthet Die Laſten
werden hauptſächlich von der verſchwindenden Minderheit ge
tragen die über 3000 M Einkommen hat und das ſind nur
8 Proz der Bevölkerung Dieſe Minderheit wird in eine Lage
gebracht welche ſie nicht zufrieden machen kann und es iſt kaum
fraglich ob es aus dieſem allgemeinen volitiſchen Geſichtspunkt
gerechtfertigt iſt eine Mehrbelaſtung um 80 Proz aufzuerlegen
Von dem Geſammtplus an Polizeikoſten das die Stenerzahler
der 22 Städte aufzubringen haben trägt Berlin reichlich zwei
Drittel und ebenſoviel von dem Geſammtplus für das Nacht
wachweſen Jch weiß wohl daß der Miniſter die Gerechtigkeit
gegen alle will aber man kann dieſe Gerechtigkeit gegen alle
übertreiben und zu einer Ungerechtigkeit gegen den einzelnen
machen Man bedenke daß Berlin außer dieſen Koſten noch ein
Gebäude im Werthe von 8,900,000 M der Polizeiverwaltung
zur Verfügung ſtellt Für das Feuerlöſchweſen leiſtet die Stadt
alle Ausgaben Warum wird es uns nicht auch übertragen
Die Vorlage läßt uns im Unklaren wie es damit für die
Zukunft werden ſoll Der Miniſter hat ja den beſtenWillen unſeren Wünſchen Rechnung zu tragen Aber da
die Erfüllung dieſer Wünſche doch lediglich von ſeinem
Wohlwollen abhängt und von Verhandlungen bei denen
Friktionen nicht zu vermeiden ſind ſo haben wir nach den Er
fahrungen der früheren Jahre nicht viele ermuthigende Hoffnungen
Es giebt zweierlei Arten von ausgleichender Gerechtigkeit eine
rein kalkulatoriſche und eine ausgleichende Gerechtigkeit von einem
höheren Standpunkte Jm Namen der letzteren iſt es nicht wohl
gethan das berliner Bürgerthum in Bezug auf ſeine Steuern in
der nächſten Zeit mehr in Anſpruch zu nehmen als abſolut noth
wendig iſt weil ſonſt die neuen Wohlfahrtseinrichtungen darunter
leiden würden und eine ungehenre Belaſtung durch die Ausdehnung des Raumes für die nächſte Zeit unvermeidlich iſt
Deshalb muß dieſe Vorlage aus allgemeinen politiſchen Geſichks
punkten auf eine ganz andere rechneriſche Grundlage geſtellt
werden Jch bin bereit hierzu in der Kommiſſion mitzuarbeiten
und ich hoffe daß wir in derſelben diesmal nicht politiſche Partei
kämpfe austragen ſondern die Frage was ausgleichende Gerechtig
keit iſt Jch re die Ueberweiſung an eine Kommiſſion
von 21 Mitgliedern Beifall links

Miniſter des Jnnern Herrfurth Jch war darauf gefaßt daß
auch dieſe Vorlage Widerſpruch finden würde Denn die Ver
treter der Städte die zu den Koſten der Polizeiverwaltung
ſtärker herangezogen werden ſollen haben in gewiſſem Maße
die Pflicht der Oppoſition gegen das Attentat auf das Polizei
koſtenprivilegium einiger großen Städte Andererſeits aber hoffe
ich auf die Zuſtimmung der großen Mehrheit des Hauſes welche
im Prinzip dem Entwurfe von 1889 zugeſtimmt hat deſſen An
ſtifter ja der Vorredner geweſen iſt Die Aeußerung meines
Amtsvorgängers ging nur auf die Einrichtung der Polizei
verwaltung an ſich nicht auf die Vertheilung der Koſten Daßer hierin anderer Meinung war als der Vorredner hat er da
durch bewieſen daß er 1887 eine Vorlage einbrachte wonach
Staat und Städte ſich in die Koſten der Polizei theilen ſollten
nud wonach Berlin nicht 3 Millionen ſondern 5 Millionen
hätte zahlen müſſen Dieſe Vorlage ſtimmt in weſentlichen

uſes vollkommen

in der Freie u Wunſch nach der geſammten

überein wo ſie nicht übereinſtimmt da enthält ſie eine Ver

ne für eine ſolche Verbeſſerung auch die ander
e ge Normirung der Beitragsſätze die von den lnen

Städten zu leiſten ſind Jch habe verſucht ebenſo wie für das
Nachtwachtweſen auch für die Uebertragung der
polizei eine obligatoriſche ſtatt einer fakultativen Regelung herbei
iführen aber innere Gründe ſprechen gegen die a gatorleg

ä der ſog Wohlfahrtspolizei an die Stä
Grenzen dieſer Polizeiverwaltung fließen zu Er ineinander Das
Nachtwachweſen iſt unbedingt ein Theil der Sicherheitspolizei und
befindet ſich am beſten in den Händen des Staates Sehr richtig
rechts Die Wohlfahrtspolizei befindet ſich aber in den
der Gemeinden nicht beſſer als in denen des Staates ſondern
höchſtens eben ſo gut Sehr richtig rechts Dabei iſt aber noch
die Gefahr vorhanden daß kommunale Rückſichten auf Uebun
der Polizei nicht immer günſtigen Einfluß haben Sehr richtig
rechts Darum ſind die Zweige der Wohlfahrtspolizei mindeſtens
eben ſo gut in den Händen der königlichen Polizeiverwaltung als
in den Händen der Städte Während prinzipielle Einwände
Poen die Uebertragung des Nachtwachtweſens an die königliche
Verwaltung nicht erhoben worden ſind ſind gegen die Ueber
tragung der Wohlfahrtspolizei an die Gemeinden von einzelnen
Provinzialbehörden erhebliche Einwendungen erhoben worden
Einzelne Städte erklärten ſogar ſie wünſchten dieſe Uebertragung
nicht Namens der Staatsregierung kann ich aber erklären
Wir ſind bereit denjenigen Städten welche die Zweige
der Wohlfahrtspolizei zur eigenen Verwaltung überwieſen zu
haben wünſchen dieſelben zu übertragen Es iſt nur
ein Vorbehalt gemacht in betreff der Baupolizei für die drei
Städte Berlin Charlottenburg Potsdam für welche noch ein
allerhöchſtes Regulativ erlaſſen werden wird Jn allen übrigen
Fällen werden keine Schwierigkeiten gemacht werden Aller
dings iſt aber nur widerrufliche Uebertragung vorgeſehen
um falls ſich ſchwere Uebelſtände ergeben Abhilfe ſchaffen
zu können Die Stadt Berlin hat ſich auf eine ſolche wider
rufliche Uebertragung ja auch in Bezug auf die Straßenpolize
eingelaſſen ohne daß ſich daraus Schwierigkeiten ergeben hätten
Der Hauptangriffspunkt iſt die Höhe der Sätze Bei den 21
Provinzſtädten liegt da ein Kompromiß vor zwiſchen den Vor
ſchlägen von 1887 und den Beſchlüſſen dieſes Hauſes Anders
iſt es bei Berlin und ich gebe zu daß Berlin ſchlechter be
handelt iſt als die anderen Städte denn es ſoll 3,400,000 M
mehr zahlen als die Regierung 1889 vorſchlug während
bei den Provinzialſtädten gegen damals eine Verminderung ein
getreten iſt Aber das läßt ſich wohl rechtfertigen unächſt
haben ſich die Polizeikoſten für Berlin um 1,700,000 M ge
ſteigert und ich ſelber hatte noch e weitere Million in Ausſicht

enommen Weiter aber iſt auffällig der außerordentlich gerin
zetrag der bisher für das Nachtwachweſen in Berlin aufgewan

worden iſt Das Nachtwachweſen liegt deshalb auch ziemlich im
Argen und wir haben daran gedacht Anordnungen zu einer
beſſeren Organiſation deſſelben zu treffen Wenn man jetzt in
Berlin den Schutzmannsdienſt plötzlich um 9 Uhr abends aufhören
laſſen und den öffentlichen Schutz dann ganz dem Nachtwachweſen
überlaſſen würde ſo würden ſich in 8 Tagen ganz unhaltbare
Zuſtände ergeben Daß Berlin nach dieſer Richtung hin außer
ordentlich wenig thut zeigt ein Vergleich mit anderen Städten
mit königlicher Polizeiverwaltung Köln Frankfurt a Han
nover Königsberg zahlen pro Kopf für das ſtädtiſche Nachtwach
weſen mehr als das Doppelte als Berlin Statt der halben
Million die Berlin jetzt zahlt werden wir S Aufrechterhaltung
der nächtlichen Sicherheit in Berlin 12 Millionen verwenden
müſſen Gerade durch die neuere Geſetzgebung ergiebt ſich für
Berlin eine Beſſerung der finanziellen Lage Es iſt
eine communis opinio daß die Einkommenſteuer in Berlin
weit mehr einbringen wird als wie bisher und daß ein geringerer
Zuſchlag zur Staatsſteuer wird erhoben werden können Wenn
das auch für den einzelnen keine Entlaſtung bedeutet ſo iſt es
doch eine ſolche für die Gemeinde als ſolche da dadurch neue
Stenerquellen ſich ergeben Auch die Ueberweiſung der Grund
und Gebändeſtener wie ſie in Zukunft erfolgen ſoll wird eine
bedentende Erhöhung für die Stadt bedeuten und von den im
Volksſchulgeſetz für Volksſchulaufwendungen ausgeworfenen
9 Millionen Mark kommen gegen 700,000 M auf Berlin Man
kann alſo nicht ſagen daß Berlin gegenwärtig nicht in der Lage
iſt eine höhere Belaſtung zu ertragen Es iſt bemängelt worden
daß Berlin ſchlecht behandelt iſt indem der Grund und Boden
für das hieſige Polizeigebäude nicht in Anrechnung gebracht iſt
und daß die berliner Polizei für ſtaatliche Zwecke und für die
Entdeckung von Verbrechern im Lande verwandt wird Letzteres
macht nicht einen Pfennig Mehrkoſten da ſämmtliche Koſten von
den Betreffenden von denen die Berliner Polizei requirirt wird
Fiskus Militärbehörde oder Privaten getragen werden ne
Anrechnung des Grund und Bodens des berliner Polizeidienſt
gebäudes iſt aber ausdrücklich mit 0,35 Pfg pro Kopf der ber
liner Bevölkerung erfolgt Ebenſo ſind nur die Koſten der Orts
polizei in Anrechnung gebracht Jch hoffe daß wir in der Kom
miſſion zu einer Verſtändigung gelangen werden

Abg Althaus konſ Aus der dem Entwurf beigegebenen
Begründung geht klar hervor daß Berlin bis jetzt im Vortheil
gegenüber den anderen Städten war Es liegt alſo im Intereſſe
der Gerechtigkeit wenn hierin eine r wirdDurch die Anfwendung aus den Beiträgen der Städte mit e
licher Polizeiverwaltung zur Vermehrung der Gendarmerie w
einem ſehr fühlbaren Mangel abgeholfen und dieſe Maßregel iſt
mit Freuden zu begrüßen Ueber die Frage der Uebertragungder Wohlfahrtspolizei an die Städte wird ſo ja in der Kom
miſſion leicht eine Vereinbarung erzielen laſſen

Abg De Krauſe Die Uebernahme der Ortspolizei und ihre
Handhabung iſt ein ſo weſentliches Recht der Gemeinde daß
wenn man ihnen dieſes Recht nimmt man ihnen auch keine
Pflichten auferlegen ſollte Sehr wahr links Aber dieſer
Grundſatz findet bei der großen Majorität des Hauſes keine An
erkennung und wir können gegen den Strom nicht ſchwimmen
Jch verwahre mich aber dagegen daß man die Opponenten
gegen die Vorlage Vertreter der Städte nennt Jch fühle mich
als Vertreter des ganzen Landes und kann mich ſpeziell dieſem
Geſetzentwurf gegenüber als Vertreter der Stadt Königsberg um
ſo weniger fühlen als die Stadt Königsberg zu meinem großen
Bedauern ich kenne die Gründe nicht die Uebernahme der
Wohlfahrtspolizei abgelehnt hat Was im Geſetze vorgef
wird iſt keine ausgleichende Gerechtigkeit Den nichtprivil
Städten werden doch nicht dadurch Koſten erſpart denn
die Vermehrung der Landgendarmerie wird auf die Koſten keinen
Einfluß haben Es iſt nicht richtig die Städte mit Guigkicher
Polizeiverwaltung mit den Landgemeinden in er zu
ſetzen es liegt gar kein Grund dafür vor Das iſt richtiges
Prinzip an der einen Seite zu nehmen um an der anderen
geben und gerade in der St der t Verhältniſſe
ein ſolches Prinzip am wenig am e Abgeſehen von
dieſem Punkte enthält der Entwurf allerdings viele Ver
beſſerungen namentlich betreffs der Uebernahme N chi
dienſtes auf den Staat Allerdings werden e utelengegen die Widerruflichkeit der Uebertragung der Co lfahrtspolizei

an die Städte nöthig ſein und ich hoffe auf das Entgegenkommen
des Miniſters Derſelbe hat auch betreffs der Koſtenfrage auf
die Zunahme der Einnahmen aus der Einkommenſteuer hin
gewieſen Wenn aber immer größere Laſten auferlegt werden
ſo a die Vortheile allen verloren r Staat hat bei der
Koſtenberechnung ſich einer Jnklonſequenz ſchutdig gemachtdie Uebernahme des Nachtwachtdienſtes rechnet er den Gemei

eine eigenen Mehrausgaben an bei der Uebertragung
ohlfahrtspolizei an die Gemeinden berechnet er ihnen aber

nicht die Belaſinng die ſie ſelber dadurch erfahren ſondern die
Entlaſtung die er erfährt Doch wird enane auch hierin
eine Einigung erzielt werden Beifall lin



c
a

C a

Miniſter Herrfurth die Verwendung deru ſo u des Hauſes in keiner Weiſe
präju werden tausgleichende Gerechtigkeit inſofern vorlteg 2

der Sicherheitspolizei in denjenigen Südene ſollen die bisher e Koſten 3 allein ge

weſen Ware freik ſtellt ſich ganz auf den Boden der Vor

als die e Beträge

lage Die Zahlen ſcheinen doch richtig getroffen zu ſein Abſolut beſ
gerechte len wird man niemals treffen können Berlin 2
allerdings anders behandelt werden als andere Städte aber au
ierin irifft die Vorlage wohl das Richtige Die geſammten
tenerzahler leiſten ſo viel für Berlin daß auch Berlin etwas

für die Steuerzahler im Lande leiſten kann
Abg Tſchocke nl hält die vorgeſchlagenen Beitragsſätze fürzu her rich werden die Städte im Oſten die nicht ſo

viele Millionäre haben wie die im Weſten beeinträchtigt
Abg v Eynern wiederholt ſeine Behauptung daß Berlin

2egtrwurtsg ſo viele Bevorzugungen habe daß es auch zu
größeren Beitragsleiſtungen herangezogen werden könnte

Ein Schlußantrag wird angenommen und die Vorlage
an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern überwieſen

Es folgt die Berathung des Etats der Berg Hütten und
Salinenverwaltung

u den Einnahmen bringt
Abg Dr Schultz Bochum ntl die Ausſtandsbewegung zur

Sprache welche vor zwei Jahren herrſchte und deren Folgen
noch jetzt in dem Etat ſelber zu bemerken ſind Die Leiſtungen
auf den Kopf der Belegſchaft ſind zurückgegangen ſowohl beim
Stagatsbergbau wie beim Privatbergbau Das beweiſt wie un
glücklich die Gewährung der weiteren Forderungen der Arbeiter
auf die Geſammtleiſtung wirken würde Hoffen wir daß dieBergarbeiter aus den ſozialdemokratiſchen Jrrlehren in denen

ſie befangen ſind ſich zu der früheren Tüchtigkeit emporringen
werden Trotz der Verkürzung der Arbeitszeit und Arbeits
leiſtung ſind aber die Löhne beträchtlich geſtiegen Will manunter dieſen Umſtänden die Jnduſtrie lebensfähig erhalten ſo
muß man durch Schaffung neuer Waſſerſtraßen und durch Ver
billigung der Frachten ihr zu Hilfe kommen

Abg Schmieding nul ſieht in hohen Löhnen das beſte Mittel
gegen die Sozialdemokratie darum dürften ſie nicht reduzirt
werden Redner regt wiederholt die Abſchaffung der Bergwerks
ſteuer an

Handelsminiſter Frhr v Berlepſch erwidert daß die Berg
werksſteuer allerdings in ſich etwas Ungerechtes habe daß er
aber noch nicht ſagen könne in welcher Weiſe die Regelung er
folgen ſolle ob durch gänzliche Abſchaffung oder Modifizirung
der jetzigen Beſtenerung Die Verhandlungen mit dem Finanz
miniſter ſeien im Gange und ein je größeres Plus die Ein
kommenſteuer ergeben werde deſto wahrſcheinlicher ſei auch ein
günſtiger Abſchluß der Verhandlungen Jn der Ausſtandsfrage
können wir nichts Beſſeres thun als möglichſt wenig öffentliche
Erörterungen darüber zu pflegen Die verkürzten Arbeits
leiſtungen haben ihren Grund in ganz natürlichen Urſachen nicht
bloß in der Verkürzung der Arbeitszeit ſondern auch in den ver
mehrten Arbeitsvorrichtungen während der letzten Zeit und in
der Einſtellung einer Anzahl ungeübter Arbeiter Daß die Löhne
allzu hoch ſind kann nicht zugegeben werden Die preußiſche
Staatsbergverwaltung hat es ſich zum Grundſatz gemacht daß
ſie bei günſtigen Geſchäftszeiten mit der Erhöhung der Löhne
vorangeht und ich hoffe daß die kommenden Verhältniſſe nicht
zu einer Lohnverkürzung führen würden

Abg v Schalſcha Ctr hält die bisherige Preisſteigerung
r Kohle für eine ungeſunde unter der ſämmtliche Jnduſtrien
eiden
Abg Graf v Strachwitz Ctr hält die Steigerung des Preiſes

für Kohle für gerechtfertigt angeſichts der Erhöhung der Pro
duktionskoſten während der letzten Jahre Man dürfe den
Kohlengruben auch keinen Vorwurf daraus machen daß ſie den
Verſchleiß nicht ſelber ſondern durch Unternehmer beſorgen laſſen

Abg Szmula Ctr bemängelt das Verfahren der Staats
verwaltung welche ihre zum Verkauf beſtimmte Förderung an
zwei große Firmen gebe wodurch dieſe ein Monopol erhielten
und die Preiſe beliebig feſtzuſetzen in der Lage ſeien Bei den
hohen Kohlenpreiſen würden die Hochöfen bald ausgeblaſen werden
müſſen

Handelsminiſter v Verlepſch hält die Kohlenpreiſe nicht für
ſo hoch daß ſie den Ruin der oberſchleſiſchen Eiſeninduſtrie
herbeiführen müßten Es kämen viele Klagen von Werken vor
die ſehr hohe Dividenden gezahlt hätten Jm Jntereſſe hoher
Dividenden für andere Leute könne aber der Fiskus ſeine
finanziellen Jntereſſen nicht vernachläſſigen

Nach weiterer unweſentlicher Debatte werden die Einnahmen
bewilligt ebenſo ohne weſentliche Debatte der Reſt des Etats
mit dem Beſchluß der Kommiſſion die für unvorhergeſehene
Bauausgaben bei den Staatswerken geforderte Summe von
289,000 M auf 100,000 M zu reduziren

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft
Nächſte Sitzung Dienstag 11 Uhr Juſtizetat

Schluß 4 Uhr

Gerichtsverhandlungen
Berlin 6 Febr Eine Angeſchuldigte die dem Gerichte

außerordentliche Schwierigkeiten gemacht hat iſt die Frau
Stabsarzt Dr Sternberg aus Charlottenburg welche
heute der dritten Strafkammer des Landgerichts I vorgeführt
wurde Die Angeklagte wurde früher von derſelben Kammer
wegen Beleidigung des Miniſters v Schelling zu zwei
Monaten Gefängniß verurtheilt Sie legte mit Erfolg Reviſion
ein und die Sache wurde zur nochmaligen Verhandlung in die
erſte Jnſtanz zurückgewieſen Nun begannen die Schwierig
keiten Zunächſt blieb die Angeſchuldigte vom Termine fort weil
ſie angeblich krank war Zum zweiten Termin erſchien ſie be
kam aber vor Eintritt in die Verhandlung auf dem Korridor
Krämpfe und mußte wieder nachhauſe gebracht werden Beim
dritten Termin wurde ſie von Krämpfen auf der Anklagebank
befallen und wieder mußte die Sache vertagt werden Zum
vierten Termin erſchien Frau Dr Sternberg nicht worauf ihre
Verhaftung beſchloſſen und ausgeführt wurde Seit dieſer Zeit
haben die Krankheitserſcheinungen die der Sanitätsrath
Dr Mittenzweig als erheuchelte bezeichnete aufgehört Die
heutige Verhandlung verlief ohne Störung Sie fand unter
Ausſchluß der Oeffentlichkeit ſtatt Aus der Urtheils
verkündigung ließ ſich folgender Sachverhalt entnehmen Gegen
den Ehemann der Angeklagten iſt das Entmündigungsverfahren
eingeleitet worden Um den Entmündigungsbeſchluß zur Auf

ebung zu bringen wurden von dem Dr Sternberg und ſeiner
hefrau alle Hebel in Bewegung geſetzt und die letztere griff

dabei zu einem Mittel welches ſie auf die Anklagebank brachte
Sie richtete an die Gattin des Miniſters v Schelling ein
Schreiben worin ſie bat daß der höchſte Jnſtizbeamle zugunſten
ihres Mannes eintreten möge Hieran wurde für den Weigerungs
r die Drohung geknüpft daß ein unlauteres Verhältniß welches

r Herr Miniſter unterhalte an die Oeffentlichkeit gebracht
werden würde Der Vorſitzende Landgerichtsrath Braun be
tonte daß die Verhandlung auch nicht das Geringſte zutage gefördert habe wodurch ein Schatten auf den moraß en Lebens
wandel des Miniſters v Schelling fallen könne as Urtheil
lautete wiederum auf zwei Monate Gefängniß Der An
trag des Vertheidigers auf Haftentlaſfung der Verurtheilten
wurde aber genehmigt

Berlin 6 Febr Ein den Goldarbeilern efährlicher
riftſtellerswindler ſtand heute in der Perſon desDe Ludwig Otto V aus Altenbur v r ſich ſeit November

in Unterſüchungshaft befindet vor der 7 Strafkammer des Land
hat 3 einer 7 htbaren re ſcheint keine

uſt h rch Arbeit einen er ener halt es für bequemer o auf betrügeriſchem Wege ittel zu

ber bleibe ich pabet daß eine liebenswü

ſeinem Unterhalt zu beſorgen r hat er es auf Goldarbeiter a auf die durch ſein weltmänniſches durchaus
iges und feines Auftrelen einen ſehr günſtigen Ein

druck machte zudem wurden die Goldarbeiter auch durch den
Titel Dr phil beſtochen Ob er dieſen Tikel mit Recht führt
mag Jahivoeſtellt bleiben ſo viel iſt ſicher daß er Student
eweſen iſt denn ais cher iſt er vor mehreren d ren in
eipzig wegen Zweikampfes mit einer Feſtungshaft von 6 Monaten
traft worden V van auch da em o eine den

lie amen von gukerSe ein wollte erzählte er ſei Schriftſteller
und habe als ſolcher eine gute Einnahme die er aber erſt im
Beginn des e Monats erhalte auch empfange er noch von
ſeinem Valer deſſen Titel er angab alle 14 Tage einen Zuſchuß
Namentlich wußte V auch die Goldarbeiter durch ſein ſcheinbar
beſcheidenes Weſen zu täuſchen indem er erklärte er wolle ſich
demnächſt verloben und brauche hierzu Ringe und einige Schmuck
fachen als Geſchenke Bei der Auswahl dieſer Gegenſtände nahm
er keineswegs die theuerſten Sachen ſondern begnügte ſich mit
einer feinen Mittelwagare Wie er es verſtand die Geſchäfts
leute bis in das Kleinſte zu täuſchen beweiſt daß er ſelbſt
die Ringe mit dem adeligen Namen M v gravirenließ um dadurch den Anſchein zu erwecken als verkehre
er nur in vornehmer Geſellſchaft Die ganze Geſchichte
jedoch war ein Betrug denn V iſt verheirathet konnte ſich daher
gar nicht verloben und trotz alledem erklärte er ſich für nicht
ſchuldig Er behauptete durch ſeine Schriftſtellerei ſich im Monat
150 bis 320 Mark zu verdienen allein er war nicht im ſtande
diejenigen Stellen zu bezeichnen von denen er auch nur einmal
eine ſolche Summe ausgezahlt erhalten habe nur den Empfang
von 15 Mark für ein Gedicht vermochte er darzuthun Da V
nicht nachzuweiſen vermochte daß er durch ſchriftſtelleriſche Thä
tigkeit ſich ſo viel verdient habe um ſich Schmuckſachen von ſolchem
Werth kaufen zu können ſo behauptete er er habe ſich noch eine
Einnahme als Privatdetektiv verſchafft aber wo er dieſe Stellung
eingenommen und wie viel ſie ihm eingebracht habe verſchwieg er
Ueberhaupt machte der Angeklagte dem Schritt für Schritt ſein
ſchwindelhaftes Verhalten nachgewieſen wurde durch ſeine halt
loſen Einreden einen recht ungünſtigen Eindruck So wollte er
Sprechſtunden abgehalten Sachen in der Wohnung zurückgelaſſen
haben als er dieſe verlaſſen hatte ohne die Miethe berichtigt zu
haben Allein es wurde ihm nachgewieſen daß er mittellos in
ein hieſiges Hotel gezogen war daß in ſeinen ſog Sprechſtunden
ſich nur ab und zu einige Bekannte einfanden und die zurückge
laſſenen Sachen nur aus einem Paar zerriſſenen Stiefeln und
einigen werthloſen Manuſkripten beſtanden haben Der Stgats
anwalt beantragte eine Geſammtſtrafe von zwei Jahren Gefäng
niß und Ehrverluſt auf gleiche Dauer und der Gerichtshof er
kannte auch dieſem Antrage gemäß

Dresden 6 Febr Seit 16 Tagen wurde vor dem hieſigen
Landgericht III Straffammer gegen den Kaufmann Emil
Hammerſtein verhandelt einen internationalen Gauner
ſchlimmſter Sorte der ſich bereits ſeit 15 Jahren in Unter
ſuchungshaft befindet Der im Jahre 1852 in Stettin geborene
Angeklagte iſt abwechſelnd in Berlin Wien Newyork London
Anktwerpen Amſterdam und Paris anſäſſig geweſen und war
jetzt der gewerbsmäßigen Hehlerei und der Urkundenfälſchung
angeklagt Die langwierige Beweisaufnahme ergab daß Ham
merſtein Mitglied einer ganz gefährlichen internationalen Die
besbande geweſen iſt und daß er die Aufgabe hatte geſtohlene
Werthpapiere zu verſilbern Hunderte von Werthpapieren die
bei großen Einsruchdiebſtählen entwendet wurden ſind durch
Hammerſtein bei allen möglichen zum größten Theil recht zwei
felhaften Bankhäuſern verkauft oder verſetzt worden Als Be
zugsquelle für dieſe Werthpapiere gab Hammerſtein zwar die
Bankhäuſer Howard u Co in Liverpool die City Diskont Bank
und die Firma Levy Brothers genannt die kleine Levy in
London an doch iſt ſicher daß er die geſtohlenen Werthpapiere
direkt aus den Händen der Diebe oder deren Mittelsperſonen
erhielt Das heute gefällte Urtheil lautete auf 12 Jahre Zucht
haus und Verluſt der Ehrenrechte auf 10 Jahre

Dresden 5 Febr Vor dem Landgericht hatte ſich kürzlich
der Redakteur der ſozialdemokratiſchen Sächſ Arb Ztg
Törgel wegen Gottesläſterung und Beſchimpfungen von
Einrichtungen und Gebräuchen der chriſtlichen Kirche zu ver
antworten Der Anklage lag ein Artikel über das neue konſer
vative chriſtliche Programm des Freiherrn v Frieſen zu Grunde
das Törgel einer ſcharfen Kritik unterzogen hatte Das Gericht
erkannte auf einen Monat Gefängniß

Trägern er bekannt

Waaren und FProduktenberichte
Getreide

Berlin Febr Weizen mit Ausschluss von Rauhweizen per
1000 kg Loco höher Termine wesentlich höher Gekündigt t
Kündigungspreis M Loco 198 220 A nach Qualität Lieferungs
qualität 294 per diesen Monat per Febr Alärz perApril Alai 200,75 202,5 202 bez per MAai Juni 203,75 201,25 203 75
bez per Juni Juli 204,5 204 205,75 205 bez

Roggen per 1000 kg Loco etwas fester Termine gestiegen Ge
kündigt t Kündigungspreis M Loco 200 210 M nach Qualität
Lieferungsqualität 206 in ländischer 204 207 ab Bahn bez per
diesen Monat per Febr Alärz per April Mai 203,75 205,5
205 bez per Mai Juni 201,75 203,25 203 bez per Juni Juli 199,5
200,75 bez per Juli Aug 189 190,75 bez

Gerste per 1000 kg Flau Grosse und kleine 156 209 M nach
Qualität Futtergerste 157 167 M

Haſer per 1000 kg Loco feine Waare fest Termine höher Ge
kündigt t Kündigungspreis M Loco 147 176 M nach QualitätLieferungsqualität 155 z Pommerscher preussischer und schlesischer
mittel bis guter 149 160 hochfeiner 171 173 ab Bahn und frei Wagen
bez per diesen Monat per Aprib AMai 153,25 154 bez per
Mai Juni 154,25 155 bez per Juni Juli 154,5 155,25 bez per Jüli
Aug

Leipzig 6 Febr Weizen per 1000 kg netto in ländischer 200
297 M bez u Br do ausländischer 210 230 M Br Schwankend

Roggen per 1000 kg netto inländischer 205 209 M vez u Br do aus
ländischer 212 225 M bez u Br Ruhig Gerste per 1000 kg netto Brau
erste 170 180 M bez u Br do Mahl u Futterwaare 165 70 M Br
afer z 1000 kg netto inlündischer 150 152 M bez u Br do

ausläncli
Febr

ischer
Hamburg 6 Weizen loco fest holsteinischer loco fest

neuer 215 225 Roggen loco fest j mecklenburgischer loco neuer 215
225 russ loco ſest neuer 190 195 Hafer fest Gerste ruhig

Stettin 6 Febr Weizen höher loco 200 215 per April Mai
210 per Mai Juni 211 Roggen höher loco 190 203 per April Mar
208,00 per Mai Funi 206,0 Pomm Hafer loco neuer 147 158

Breslau 6 Febr Roggen per Febr 218 00 per April Mai 208 00
per Mai Jnni

Nordhausen 6 Febr Preise einschl Maklergebühr Weizen
19,00 20,00 Roggen 21,00 22,00 M Gerste 16, 0 6,50 Al Hafer
13,00 14,00 M per 100 kg

Wien 6 Febr Weizen per Frühjahr 10,70 Gd 10,73 Br per
Herbet 9,64 Gd 9,57 Br Roggen per Frühjahr 10,25 Gd 10,38 Br
per Herbst 8,51 Gd 8,57 Br Hafer per Frühjahr 6,50 Gd 6,53 Br
per Herbst Gd BrPest ö Febr Weizen loco höher per Frühjahr 10,60 Gd
10,62 Br per Herbst 9,42 Gd 9,44 Br Hafer per Frühjahr 6,17 Gd
6,19 Br

Amsterdam 3 Febr Weizen per März 240 per Mai 246Roggen per März 217 r Mai 221
Antwerpen 6 Febr Weizen höher z Roggen rubig Hafer ruhig

Gerste unverändert
New Vork 5 Febr Telegr Rother Winterweizen loco 106

r Weizen per Febr 104 per März 104 per April 104, per Mai
New Vork 6 Fehr

102

Chicago 6 Febr Telegr Weizen per Febr 88 per Mai 91
Kaffee

Hamburg Febr Kaffee ruhig VUmsatz Sack
Hamwbu r Febr vorm 11 Uhr Vormittagsbericht Kaffee

Good average tos pr März s pr Mai 67 pr Juli 65 pr
Nov 62 Behauptet

Hamburg 6 Febr vachm 3 Uhr
pt 64 per

Telegr Anfangsbericht Weizen per Mai

Good a r März 67 rNov 61 4 m e

Amsterdam 6 Febr
Havre 6 Febr vorm 10 Uhr 30 Bericht derFirma Peimann Zleglier Co Kaffee rger

Sept 82,75 Ru e hMärz 89 r Mai 86 re Fr r eler Latie o Nr 7 14 Nr 7
low ordinary pr März 13,02 pr Mai 12,67

Zucker
I Preise für greifoare Waare

B Ohne Verbrauchssteuer

Java Kaffee 27 ordinary 55

Magdeburger Börse
A Mit Verbrauchssiteuer

5 Febr 6 Febr 5 Febr 6 FebrBrodraff I 29,75 Granul 2do II 29,50 Kornz 92 19,00 19/35Gem Raff 209,25 29,75 do 889 18,10 18,45Gm Melis I 28,25 Nachpr 750 14,70 16,00Krystallz I 27,75 28,50 r am 69 Febr vorm 11 Uhr

do II zuhigTendenz 6 Febr 11Vhr Vnverüändert
II Terwinpreise abzüglich Steuervergütung

A Rohzucker I Produkt Basis 88
a frei auf Speicher Magdeburg Notizlos b frei an Bord Hamburg
Febr 14,47 14,40 G Juni JuliMärz 14,70 bez 14,72 Dr Juli 15,30 Br 15,20 G
14,70 G Aug 15 40 15,3010April 14,95 Br 14,85 G

Mai 15,05 Br 15,0 G
Juni 15 17 Br 15,10 G 6

B Granulirter Zuecker
Jan Tendenz

Die Aeltesten der Kaufmannsechatt
Liquidationspreise am 6 Fehr

Aittags 11 Uhr Rohzneker
frei an Bord frei auf Speicher

Okt Dez 13,15 Br 13,05 G
Nov

Tendenz Still
Frei an Bord Hamburg

Abends 6 Uhr
irei an Bord

Rohzucker
frei auf Speicher

Magdeburg Hamhurg Magdeburg IIamburg
Februar 14,10 M 14 40 M Februar 14,10 I 14,50 AMärz 14,40 14,70 März 14,35 14,35April 14,55 14,85 April 14,60 14,80Mai 14,70 15,00 Mat 14,65 14,95Juni 14,60 18,10 Juni 14 77 16,07Juli 14,80 15 27 Juli 14,87 15,17Aug 15,00 158,30 Aug 15,00 15,30Okt 12,860 18,10 Okt 1280 13,10Nov 12,80 10 Nov 12,60 I5 tDez 12,80 13,10 Dez 12,90 13 t15 1Zucker Liquidationskasse in Magdeburg

Hamburg 6 Febr Sehlussbericht Rüben Rohzucker I Pro
dukt Basis 880 Rendement neue Usance frei an Bord Hamburg pr Febr
14,42, pr März 14,70 pr Mai 15,00 pr Aug 15,39 Matt

Paris 6 Febr ſSchlussbericht Rohzucker ruhig 88 loco
88,0038 50 Weisser z ucker bchauptet Nr per 0 per Pebr
40,00 pr März 40,87 pr März Juni 41,25 pr Mai Aug 41,5

London 6 Febr 96 Javazueker loco 16, ruhig
Rohzucker loco 14 ruhig

Antwerpen FebrMai Juli 37,25 Fres
New Vork 5 Febr

vados 3

Rühben

Sofort 86,25 Fres März April 35,25

Telegr Zucker Fair refining AMAusco
Spiritus

Berlin 6 Febr Amtlich Spiritus mit 50 M Verbrauchs
abgabe per 100 1 à 10600 gleich 10,000 nach Tralles Gekündigt

I Kündigungspreis M Loco ohne Fass 44,7 bez
n mit 70 I Verbrauchsabgabe per 1001 à 106 gleich 10,090

nach Tralles Gekündigt I Kündigungspreis A Loco ohne Fass
45,2 bez

n mit 50 M Verbrauchsabgabe per 1001 à 190 gleich 10 ,900
nach Tralles Gekündigt I Kündigungspreis M Loco ohne Vass

per diesen Monat
Spiritus mit 70 A Verbrauchsabgabe Fest u höher Gekündigt I

Kündigungspreis 45,4 M Loco mit Fass Durchschnittspreis AI
per diesen Monat und per Febr März 5,4 bez per März April
7 April Mai 45 46,945,6 4 8 bez per Aai Juni 4 ,9 45,9 45,9
c2 per Juni Juli 46,2 46 46,4 bez per Juli Aug u per Aug Sept

47 46,8 47 bez
Leipzig 6 Febr Spiritus unversteuert per 10,000 1 ohne

Fass mit 50 M Verbrauchsabgabe 64,69 mit 79 A do 45,20 G
Stettin 6 Febr Spiritus fest loco ohne 59 AI Konsumsteuer

70 A Konsumsteuer 44,20 per April Mai 45,29 per Aug Sept
20

Breslau 6 Febr Spiritus per 100 1 100 excl 50 M Ver
brauchsabgaben per Febr 62,80 do do 70 A Verbrauchsabgoben per
Febr 43,00 do do per April Mai 44,30

Hamburg 6 Febr Spiritus sehr fest per Febr März 35 Br
per März April 351, Br April Mai 35 Br per Mai Juni 35 Br

Posen 6 Febr Spiritus loco ohne Fass 50er 62,00 do loco
ohne FVass 70Cer 42,60 Matt

Paris 6 Febr Spiritus fest per Febr 47,50
per Mlärz April 46,75 per Mai Aug 45,75

Oele Oelsaaten Fettwaaren
Bexrlin 6 Febr Amtl Rüböl per 100 kg mit Fass Termine

fester Geründ Ctr Kündigungspreis M Loco mit Fass
loco ohne Fass Durchsehnittspr AL per diesen Monat

per Febr März per März April per April Mai 55,9 56
bez per Mai Juni per Sept Okt 55,5 bez

Leipzig 6 Febr Kaps per 1000 kg netto M Rapskuchen per 100 kg netto Rüböl per 100 kg netto ohne Passe
flüssiges 56 A bez Br do gefrorenes Br Ruhig

Hamburg 6 Febr Rüböl unverzollt ruhig loco 99
Stettin 6 Febr Rüböl still loco per April Alai 55,50 per Sept

Okt 55,50
Breslau 6 Febr Rüböl pr Febr 99,00 per April Mai M
Bremen 6 Febr Schmalz fest Wilcox Pf Armour 34

Fairbanks 32 Pfg Speck short elear midd PFest 33 Br
Köln 6 Febr Rüböl loco 62,00 per Mai 57,29 per Okt 56,30
Paris 6 Febr Räböl fest per Fehr 55,00 per März 55,5 0 per

März Juni 26,60 per Mai Aug 57,75
Pest 6 Febr Kohlraps per Aug Sept 13,25 Gd 13,35 Br
New Vork 6 Febr Telegr Schmalz loco 6,89 do Rohe G

Brothers 7,00
COhicago 6 Febr Speck short clear 6,1 Pork per Febr 11,65

Petroleum
8tettin 6 Febr Loco 11,00
Hamburg 6 Febr Petroleum ruhbig Standard white loco 6,90

Br pr März 6,20 Br
Bremen 6 Febr Börsen Sechluss Bericht Oftizielle Notirung

der Bremer Petroleum Börse Ratf Petroleum Fasszollfrei sehwach
loco 6,65 Br

Antwerpen 6 Febr Sechluss Bericht Rafſfinirtes Type weiss
loco 16 bez u Br pr Febr 15 Br pr März 15 Br per Sept
Dez 15 Br Ruhbig

New Vork 6 Febr Telegr Raffinirtes Petroleum Standard
white in New Vork 6,90 Gd do Standard white in Philadelphia
6,35 Gd Rohes Petroleum in New Vork 5,80 do Pipeline Certiſicates
pr März 60 Ziemlich fest

New Vork 6 Febr Telegr Anſangs Kurse Petroleum Pipo
ine certiſicates pr März 60

per März 46,75

Mehl
Amtl Roggenmehl Nr O u 1 per 100 kg

Termine animirt Gekündigt Sack Künqn
gungspreis Al per diesen Monat 28,2 26,5 MA Durchschnittspreis

A per Febr März per April Mai 27,4 27,76 27,7 bes
per Mai Juni 27,2 27,65 27,5 per Juni Juli 27 27,35 27,3 bez

Berlin 6 Febr Weizenmehl Nr C0 9,00 27,00 Nr 026,75 265 00
bez Feine Marken über Notiz bez Schwache Frage

Roggenmehl Nr O u 1 28,5 27,75 bez do ſeine Marken Nr O u 1
i bez Nr C 1,50 M höher als Nr O u 1 per 100 kg br inxl
Sack

Paris 6 Febr Mehl steigend per Febr 55,30 r März 56per März Juni 56,70 per Na 3760 d e
ebr Telegr Mehl Spring eleares 4 D CNew Vork 6

KRülsenfrüchte
Berlin 6 Febr Mais per 1000 kg Loco still Termine höher

Gekündigt t Kündigungspreis M Loco 140 150 M
nach Qual Durchschnittspr per diesen Monat per Febr
3 per April Mai 118 118,6 bez per Mai Juni per

uli Aug
Erbsen per 1000 kg Kochwaare 190 240 Futterwaare 170 180 M

nach Qualität
Leipzig 6 Febr Mais per 1000 kg netto amerik 144 150 da

rumüänischer do Donan alter do ungarischer 146 150 bez u B
Nordbausen 6 Febr Erbsen gelbe z K 20,00 26,00 Speisobohnen weiss 22,00 24,00 Linsen 20,00 28,00 t per 100 t
Wien 6 Febr Mais per MAgi Juni 6,96 Od 5,99 Br per Juli Aug

6,05 Gd 6,06 Br
Neumais per Mai Juni Gd 5,58 ErPest 6 Febr

New NLork 6 Febr Telegr Mais per März 51 per April 51
per Mai 50

Chomiache Produkte

Berlin 6 Febrbrutto inkl Sack

London 6 Febr
7 d für ähemiseche Sorten

S e e e

Ohilisalpeter 9 sh 6 d für gewöhnliche 9 h
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